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DV Direktvermarktung
EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz
EEX European Energy Exchange
EG Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
EMM, EinsMan Einspeisemanagement
EnWG Energiewirtschaftsgesetz
EPEX European Power Exchange
ErwG. Erwägungsgrund
EU Europäische Union
EU-ETS European Union Emissions Trading System
EuGH Europäischer Gerichtshof
EV Einspeisevergütung
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EVU Energieversorgungsunternehmen
FDP Freie Demokratische Partei
Fn. Fußnote
Fraunhofer IEE Fraunhofer-Institut für Energiewirtschaft und Energiesys‐

temtechnik
Fraunhofer IWES Fraunhofer-Institut für Windenergie und Energiesystem‐

technik
fsQCA fuzzy-set QCA
GEEV Grenzüberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung
GG Grundgesetz
Gt Gigatonne
GVBl. BB Gesetz- und Verordnungsblatt Brandenburg
GVOBl. M-V Gesetz- und Verordnungsblatt Mecklenburg-Vorpommern
GW Gigawatt
GWh Gigawattstunde
GWP Global Warming Potential
ha Hektar
IE Leipzig Leipziger Institut für Energie
IHK Industrie- und Handelskammer
iner Institut für nachhaltige Energie- und Ressourcennutzung
IÖW Institut für ökologische Wirtschaftsforschung
IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change
IWR Internationales Wirtschaftsforum Regenerative Energien
izes Institut für ZukunftsEnergieSysteme
KNI Klaus Novy Institut
KSG Bundes-Klimaschutzgesetz
kW Kilowatt
kWh Kilowattstunde
KWKG Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz
LG Landgericht
LT-Drs. Landtagsdrucksache
MaPrV Managementprämienverordnung
MP Marktprämie
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MPIfG Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung
MW Megawatt
MWel Megawatt elektrisch
MWp Megawatt peak
PAS Politisch-Administratives System
PM Managementprämie
RefE Referentenentwurf
RGBl. Reichsgesetzblatt
rGFA Retrospektive Gesetzesfolgenabschätzung
Rn. Randnummer
ROG Raumordnungsgesetz
RW Referenzmarktwert
SDL-Bonus Systemdienstleistungs-Bonus
SDLWindV Systemdienstleistungsverordnung
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
StrEG Stromeinspeisungsgesetz
TWh Terrawattstunde
Tz. Textziffer
UBA Umweltbundesamt
UEBL Leitlinien für staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen
ÜNB Übertragungsnetzbetreiber
VDEW Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke
VDN Verband der Netzbetreiber
VIK Vereinigung Industrielle Kraftwirtschaft
WEA Windenergieanlage
ZfK Zeitschrift für kommunale Wirtschaft
ZSW Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung

Baden-Württemberg
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1 Einleitung und Konzeptualisierung

Der Klimawandel stellt die Menschheit vor immense Herausforderungen.
In zunehmendem Maße verdeutlicht der aktuelle Forschungsstand der Wis‐
senschaft:1 Umgehendes und entschiedenes Handeln ist erforderlich, um
die Ziele des Übereinkommens von Paris2 einzuhalten, darunter auch, dass

„der Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C
über dem vorindustriellen Niveau gehalten wird und Anstrengungen
unternommen werden, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem
vorindustriellen Niveau zu begrenzen“3.

Dieses Ziel ist nur einzuhalten, wenn die Vertragsstaaten – darunter auch
die Europäische Union und Deutschland – ihre Treibhausgasemissionen
zeitnah erheblich verringern und mittelfristig Klimaneutralität erreicht
wird. Dies hat Auswirkungen nicht nur, aber auch in erheblichem Maße auf
den deutschen Stromsektor. Denn: im Jahr 2019 stammte rund ein Drittel
der deutschen Emissionen aus der Energiewirtschaft.4 Nachdem 2019 im
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)5 bereits eine Reduktion der zulässigen
Jahresemissionsmenge des Sektors von 280 Mio. t CO2-Äquivalenten im
Jahr 2020 auf 175 Mio. t CO2-Äquivalenten bis zum Jahr 2030 verankert

1 Vgl. stv. für viele und zusammenfassend zuletzt den IPCC-Sonderbericht zu den Fol‐
gen einer globalen Erwärmung um 1,5 Grad Celsius, IPCC 2018.

2 Übereinkommen von Paris v. 12.12.2015. Annex zur Entscheidung 1/CP.21, FCCC/CP/
2015/10/Add.1 v. 29.01.2016, S. 21 ff. Für das deutsche Zustimmungsgesetz mit deutscher
Übersetzung des Übereinkommens vgl. das Gesetz zu dem Übereinkommen von Paris
vom 12. Dezember 2015 v. 28.09.2016, BGBl. II 2016, S. 1082, S. 1083 ff.

3 Art. 2 Abs. 1 lit. a) des Übereinkommens von Paris.
4 Vgl. UBA und BMU 2021. Demnach betrugen 2019 die Treibhausgasemissionen in der

Energiewirtschaft 258 Mio. t CO2-Äquivalente bei einer Gesamtmenge von 810 Mio. t
CO2-Äquivalenten über alle Sektoren hinweg. Dies entspricht einem Anteil von 31,85
Prozent. 2020 lag der Anteil schätzungsweise etwas niedriger, wobei hier Effekte durch
die COVID-19-Pandemie zu berücksichtigen sind (vgl. ebd.). Einschränkend ist von
Bedeutung, dass die vom UBA unter den Sektor „Energiewirtschaft“ fallenden Emissio‐
nen nicht nur die Stromerzeugung umfassen, sondern auch u. a. die Wärmeerzeugung
und Emissionen aus Raffinerien (vgl. UBA 2021).

5 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) v. 12.12.2019, eingeführt durch das Gesetz zur Ein‐
führung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften,
BGBl. I, S. 2513.
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wurde,6 sind nach einem vielbeachteten Beschluss des Bundesverfassungs‐
gerichts vom März 20217 nicht nur die Reduktionspfade über 2030 hinaus
konkretisiert, sondern die sektorspezifischen Ziele bis 2030 deutlich ver‐
schärft worden. Nach der aktuellen Fassung des KSG8 soll Deutschland
bis 2045 Netto-Treibhausgasneutralität erreicht haben.9 Die Hauptlast der
mittelfristigen Reduktionen soll dem Willen des Gesetzgebers zufolge von
der Energiewirtschaft getragen werden.10 Hierfür sieht die derzeitige Fas‐
sung des KSG bis 2030 eine Reduktion der zulässigen Jahresemissionsmen‐
ge in der Energiewirtschaft um mehr als die Hälfte im Vergleich zum tat‐
sächlichen Ausstoß im Jahr 2019 vor.11 Hinzu tritt eine weitere, antizipierte
Entwicklung, die den Stromsektor ebenfalls in den Fokus der Klimapolitik
rückt: Strom wird zukünftig aller Voraussicht nach in allen Sektoren, die
von der Energiewende12 umfasst werden – mithin Verkehr und Wärme,
nicht nur Strom – eine tragende Rolle übernehmen und zu einer Elektri‐
fizierung auch der bisher stark von fossilen Energieträgern abhängigen
Felder wie beispielsweise Verkehr – über Elektromobilität – oder Industrie

6 Vgl. Anlage 2 KSG a. F. Vgl. auch Kap. 4.3.8, Tabelle 6.
7 BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021, 1 BvR 2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR

288/20, ECLI:DE:BVerfG:2021:rs20210324.1bvr265618 – Klimaschutz. Das Bundes‐
verfassungsgericht beanstandete u. a., dass hohe Emissionsminderungen nach 2031
verlagert würden und damit die künftige Minderungslast wahrscheinlich so hoch
ausfallen würde, dass erhebliche Freiheitseinschränkungen die Folge sein könnten
(vgl. a. a. O., insbes. Rn. 243 ff.). Die Fortschreibung des Reduktionspfads über 2030
hinaus sei im Gesetz nicht ausreichend geregelt (vgl. a. a. O., Rn. 257). Daher seien
die rechtlichen Grundlagen – § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 1 Satz 3 KSG a. F. in
Verbindung mit Anlage 2 – verfassungswidrig (vgl. a. a. O., Rn. 266). Das BVerfG
legte dem Gesetzgeber deshalb auf, die Reduktionspfade über 2030 hinaus bis zum
31. Dezember 2022 zu konkretisieren (vgl. a. a. O., Rn. 268).

8 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) v. 12.12.2019 (BGBl. I, S. 2513), das durch Art. 1
des Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes v. 18.08.2021
(BGBl. I, S. 3905) geändert worden ist.

9 Vgl. § 3 Abs. 2 KSG 2021.
10 Vgl. Anlage 2 KSG 2021. Demnach liegen die Reduktionen bis 2030 in der Energie‐

wirtschaft am höchsten.
11 Das KSG legt die zulässige Jahresemissionsmenge für den Sektor Energiewirtschaft

auf 108 Mio. t CO2-Äquivalente im Jahr 2030 fest (vgl. Anlage 2 KSG 2021). 2019
betrugen die Treibhausgasemissionen in der Energiewirtschaft 258 Mio. t CO2-Äqui‐
valente (vgl. UBA und BMU 2021).

12 Zur Diskussion des Begriffes und seiner Unschärfe vgl. Seeliger 2018, S. 15 f. In der
vorliegenden Arbeit wird er als Überbegriff für die Entwicklung hin zu einer auf voll‐
ständig erneuerbaren Energien basierende Energieversorgung verstanden und findet
ganz überwiegend Anwendung auf den Stromsektor (vgl. bereits Lieblang 2019a, S. 1).
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– über die Erzeugung von sogenanntem „grünen“ Wasserstoff – führen.13
Kurzum: die Energiewende ist mehr als eine Stromwende. Einem aktuel‐
len Szenario von Prognos et al. zufolge wird der Bruttostromverbrauch in
Deutschland durch die Elektrifizierung von derzeit 595 TWh im Jahr 2018
um mehr als 400 TWh auf 1.017 TWh im Jahr 2045 ansteigen.14 Neben
der Dekarbonisierung der Energiewirtschaft – und hier insbesondere des
Stromsektors – wird also zusätzlich eine erhebliche Erhöhung der Stromer‐
zeugung maßgeblich sein für das Erreichen der deutschen Klimaziele und
damit auch der Erfüllung internationaler Verpflichtungen.

1.1 Staatliche Steuerungsherausforderungen der Windenergie an Land

Mit der Windenergie an Land steht eine Technologie zur Verfügung, die in
Deutschland zum Erreichen dieser Ziele einen wesentlichen Beitrag leisten
kann.15 2020 lag der Anteil alleine der Windenergie an Land gemessen
am Bruttostromverbrauch bei 18,75 Prozent.16 Gleichwohl besteht zum Er‐
reichen der Klimaziele deutlicher Ausbaubedarf. In der bereits zitierten
Studie wird ein Zubau von derzeit 52 GW im Jahr 2018 auf 145 GW
bis 2045 für notwendig erachtet.17 Wenngleich alle Szenarien, insbesondere
Langfristszenarien über mehrere Jahrzehnte, mit starken Unsicherheiten
behaftet sind, ist der Umstand, dass der Windenergie an Land für das

13 Vgl. Prognos et al. 2021, S. 22, 25.
14 Vgl. Prognos et al. 2021, S. 22 f. Dem Szenario zufolge soll zwar nicht die gesamte

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien stammen, wohl aber der Großteil. Die
Nettostromerzeugung würde dem Szenario zufolge von 216 auf 899 TWh ansteigen
und sich damit mehr als vervierfachen (vgl. a. a. O. S. 24). Das BMWi passte im Juli
2021 die Schätzung für den Stromverbrauch im Jahr 2030 von 580 auf 655 TWh an
(vgl. BMWi 2021a).

15 Im Zusammenspiel mit anderen erneuerbaren Energien wird eine CO2-freie Stromer‐
zeugung in Deutschland als möglich erachtet, wobei der Windenergie an Land eine
tragende Rolle zugeschrieben wird (vgl. stv. für viele Prognos et al. 2021, insbes. S. 16).

16 So lag der Bruttostromverbrauch in Deutschland 2020 bei 552,9 TWh (vgl. BMWi
und AGEE-Stat 2021, S. 10). Die Bruttostromerzeugung aus erneuerbaren Energien
lag bei 251 TWh (entspricht 45,4 Prozent am Bruttostromverbrauch), die Brutto‐
stromerzeugung der Windenergie an Land bei 103,7 TWh, was einem Anteil von 18,75
Prozent am Bruttostromverbrauch entspricht (eigene Berechnungen mit Daten von
BMWi und AGEE-Stat 2021, S. 6). Vgl. zur Bedeutung der Windenergie an Land auch
m. w. N. Lieblang 2019a, S. 3.

17 Vgl. Prognos et al. 2021, S. 25.
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Erreichen der Klimaziele eine tragende Rolle zukommen wird, auch seitens
des Gesetzgebers unumstritten.18

Zugleich muss konstatiert werden, dass die derzeitigen Entwicklungen
in eine vollkommen andere Richtung deuten. Die oben dargelegten An‐
nahmen des Szenarios würden einen mittleren Bruttozubau von 5 GW
zwischen 2021 und 2030 und 7 GW von 2030 bis 2045 nötig machen.19
Lediglich ein einziges Mal wurde in Deutschland bisher in einem Jahr ein
Zubau von 5 GW erreicht: 2017 lag dieser bei rund 5,3 GW.20 Inzwischen
stockt der Ausbau der Windenergie an Land in Deutschland hingegen
zunehmend. Ein Blick auf die Entwicklungsdynamik verdeutlicht dies: 2019
lag der Zubau bei rund 1 GW21 und damit auf dem niedrigsten Stand
seit Einführung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Jahr 2000.
Die Windenergiebranche befindet sich in der größten Krise seit ihrem
Bestehen.

Dieser vermeintliche Widerspruch zwischen der absehbaren, nochmals
erhöhten Bedeutung der Technologie und sich verringernden jährlichen
Ausbauzahlen stand am Beginn der vorliegenden Arbeit. Denn wenn die
wissenschaftlichen Erkenntnisse ihrer Tendenz nach eindeutig sind und
die technologische Entwicklung weit genug vorangeschritten ist, um einen
wesentlichen Beitrag zu leisten, dann, so die Argumentation, könnte ein
Zurückbleiben hinter den benötigten Ausbauzahlen vor allem politische
und regulatorische Ursachen haben. Hiermit rückt sogleich die Frage nach
staatlicher Steuerung in den Vordergrund, da die Möglichkeiten des Staates,
den Windenergieausbau an Land zu beeinflussen, mithin zu steuern, nicht
nur vielfältig sind. Darüber hinaus erstreckt sich die Steuerungstradition,
nicht nur bei der Windenergie, sondern in der Energiepolitik insgesamt,
über einen langen Zeitraum, unterschiedliche Aspekte wie Kosten, Förder‐
möglichkeiten, Förderzeiträume, gesellschaftlicher Widerstand sind zu be‐
achten und die Thematik ist zudem in das (europäische und internationale)
Mehrebenensystem eingebettet. Denn dass der Ausbau der Windenergie an

18 So sieht der Ausbaupfad für die Windenergie an Land gem. § 4 Nr. 1 lit. e) EEG 2021
für das Jahr 2030 eine installierte Leistung von 71 GW vor.

19 Vgl. Prognos et al. 2021, S. 15.
20 Vgl. BWE 2021b. 2014 und 2016 lag der Zubau mit 4,75 GW und rd. 4,6 GW annä‐

hernd in diesem Bereich (vgl. ebd.). Von 2010 bis 2020 betrug der durchschnittliche
Ausbau der Windenergie an Land rd. 2,95 GW (eigene Berechnungen auf Grundlage
der Daten von BWE 2021b).

21 Vgl. BWE 2021b sowie Abbildung 38. 2020 stieg der Ausbau leicht auf rd. 1,4 GW an
(vgl. ebd.).
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